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Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 9„ Senat des Bundessozialgerichts hat am 8° Septem—

ber 1970 ohne mündliche Verhandlung gemäß 5 124 Abs() 2

SGG durch

Senatspräsident

Bundesrichter

Bundesrichter

Bundessozialrichter

Bundessozialrichter

für Recht erkannt:

Dr° N e u h a u s

— Vorsitzender —‚
Dro

Dr° R e n n e r 9
S c h ü t 2.
F e i g e

M a i s c h g

und

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Baye—

rischen Landessozialgerichts vom 220 Januar 1970 wird

zurückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatteno
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Mitglieder der Klägerin (der Allgemeinen Ortskrankenm

kasse Memmingen) sind? wurden nach den unangegriffenen

Feststellungen des Landessozialgerichts (LSG) in der

Zeit vom l° Januar 1964 bis zum 510 März 1966 wegen

anerkannter Schädigungsfoleen in sogenannten Belege

krankenhäusern behandelto Am 26„ August 1966 begehrte

die Klägerin hierfür vom Beklagteh mit Sonderkosten=

nachweis für Belegarztfälle den Ersatz von Belogarzt«

kosten, die im anschließenden Klageverfahron mit ins»

gesamt 1945955 DM beziffert werden sind„ Das Versore

gungsamt lehnte diese Forderung mit Schreiben vom

50 September 1966 ab‚ weil Arztkosten bei belegärzt—

licher Behandlung nur dann erstattet werden könnten?

wenn sie von der Krankenkasse besonders vergütet wer=

den müßten und nicht in der Gesamtvergütung enthalten
seien° Dabei nahm die Versorgungsbehörde auf das Rund»

schreiben des Bundesministers für Arbeit und Soziale

ordnung (BMA) vom 20 Juli 1965 (BVBl 1965 S0 82) Bezug‚

wonach eine gesonderte Erstattung solcher Arztkosten

selbst dann nicht in Betracht komme„ wenn sie als Re-

chengröße aus der Gesamtvergütung ermittelt werden

könnten° Die Gesamtvergütung werde für die gesamte

kassenärztliche Versorgung entrichtet und deshalb weder

im ganzen noch zu einem Teil wegen der Krankenhaus”

kosten in einem bestimmten Behandlungsfall aufgewendeto

Das Sozialgericht (SG) hat die im November 1966 von der
Klägerin erhobene Klage mit Urteil vom 6° Dezember 1967

abgewiesen° Mit ihrer Berufung hat die Klägerin(trotz

des Wegfalls dieser Einschränkung ab 10 Januar 1964)

nur noch den Ersatz von 5/4 des obigen Betrages

..5..

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

1 5 '

= 1457966 DM geltend gemacht° Sie hat uoa° vorgetragen9

nach 5 368 f Abs° 2 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

richte sich die Gesamtvergütung nach der jeweiligen Zahl

der Versicherten und nach dem durchschnittlichen Jahres—

bedarf eines Versicherten an kassenärztlichen Leistungen„

Die von den Kassenärzten in ambulantor Praxis und den Be—

legärzten auf dem stationären Sektor erbrachten Leistun»

gen seien einzeln vergütet wordeno Obwohl also die Gesamt—

vergütung in Form der sog„ Kopfpauschalregelung berechnet.

werden sei? sei die Vergütung grundsätzlich nach Einzel—

leistungen erfolgt° Der nach 5 568 f Abs° 1 BVG aufge—

stellte Honorarverteilungsmaßstab der Kassenärztlichen

Vereinigung Bayerns vom 50° Mai 1962 habe dies ausdrück—

lich vorgesehen° Die Summierung der ambulanten und sta—
tionären ärztlichen Kosten im Einzelfall bestimme die

Höhe der Gesamtvergütung° Es sei sogar jeweils eine Er—

höhung oder Senkung der Gesamtvergütung vereinbart worden„

wenn durch Neuzulassung eines Kassenarztes als Belegarzt

bisher nicht angefallene stationäre Leistungen hinzuge—

kommen oder solche entfallen seien9 weil ein Kassenarzt
seine Tätigkeit als Belegarzt am Krankenhaus eingestellt

habe oder das Krankenhaus einen hauptamtlichen Arzt‚ dessen
Vergütung mit dem Pflegesatz abzugelten gewesen sei? habe

einstellen müssen° Auch daraus ergebe sich? daß die Kläge—
rin auf dem stationären kassenärztlichen Sektor'unmittel-

bar belastet werden sei‚ weil die Addition der Kosten im
Einzelfall die Höhe der Gesamtvergütung bestimmen

Das LSG hat die Berufung cter Klägerin mit Urteil vom
22 Januar 1970 zurückgewieseno

Es hat uoa° ausgeführt, es gehe um die Abgrenzung des
Begriffs der Aufwendungen i°S° des 5 19 Abs° 1 Satz 1 des
Bundesversorgungsgesetzes (BVG) iodoF° des 2° NOG° Darunter

verstehe. man ein Vermögensopfera wobei unerheblich sei‚ ob

‚5 w

1- ‚ i“ *_4_
i

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


der Aufwendung auf der einen Seite ein Vermögensvorteil

auf der anderen Seite gegenüberstehe° Die Klägerin habe

für die belegärztliche Behandlung der bei ihr versicher—

ten Beschädigten kein Opfer in Geld oder Geldeswert er-

brachto Ob die Versorgungsbehörde andererseits etwas

erspart habe9 sei unwesentlicho Wenn die Krankenhaus—

pflege eines gegen Krankheit versicherten Beschädigten

in einem Krankenhaus mit beamteten Ärzten stattfindes

so bestehe die Aufwendung der Krankenkasse darin„ daß

sie den sogenannten großen Pflegesatz‚ der auch die

Kosten der ärztlichen Betreuung mit umfasse3 an den

Krankenhausträger entrichteo In diesen Fällen brachten

die Krankenkassen ein finanzielles Opfer von genau be—

stimmbarer Größe3 für das von der Versorgungsverwaltung

Ersatz geleistet werdeo Darüber gebe es zwischen den

Krankenkassen und den Versorgungsbehörden keinen Streit°

Anders verhalte es sich dagegen bei der belegärztlichen

Behandlung versicherter Beschädigter° Die Vergütung

der Behandlung durch Kassenärzte bei Krenkenhauspflege

(sogenannte belegärztliche Behandlung) sei? sofern sie

nicht durch das Krankenhaus aus dem Pflegesatz abgegol—

ten werde‚ Gegenstand der Verträge über die kassonärzt—

liche Versorgungo Nach der hier maßgebenden Regelung

im kassenärztlichen Mantelvertrag für Bayern vom 250März

1952 werde durch das sogenannte Kopfpauschale auch die

kassenärztliche Behandlung in Krankenhäusern und Klini—

ken abgegolten° Hierbei werde aus dem durchschnittlichen

Jahresbedarf eines Versicherten an kassenärztlichen Lei—

stungen„ multipliziert mit.der Zahl der Versicherten?
die Gesamtvergütung errechnet‚ welche die Krankenkasse

für die gesamte kassenärztliche Versorgung mit befrei—

ender Wirkung an die Kassenärztliche Vereinigung ent—

richte° Seit der Neufassung des 5 568 der Reichsver»

sicherungsordnung durch das Gesetz über das Kassenarzt—

recht vom 170 August 1955 werde das Kopfpauschale an die
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während der Laufzeit des Vertrages eintretende Vermehrung

oder Verminderung der kassenärztlichen Leistungen und an

die wirtschaftlichen Verhältnisse der Krankenkasse sowie

an die Grundlohnsumme angepaßt° Die Bedeutung des Kopf—

pauschale bestehe darin? daß es die Krankenkassen von dem

unmittelbaren Krankheitsrisiko, und zwar sowohl hinsicht—

lich der Zahl der Behandlungsfälle als auch hinsichtlich

der Zahl der Leistungen je Fall9 enthebe° Eine Zunahme

der Fälle und der Leistungen je Fall wirke sich nicht so—

fort und unmittelbar aus9 sondern führe erst in der Zu—

kunft zu einer Anpassung des Kopfpauschale° Daraus ergebe

sich, daß‚ solange die Gesamtvergütung nach dem soge—

nannten Kopfpauschale berechnet werde"} die Krankenkasse

für die belegärztliche Behandlung eines versicherten Be—

sehädigten kein zahlenmäßig bestimmbares Vermögensopfer

erbringen müsse? d„ho‚ daß sie — hier jedenfalls bis zum
51° März 1966 — für die Behandlung des einzelnen ver—
sicherten Beschädigten nichts aufzuwenden gehabt habe°
Daran ändere der Umstand nichts, daß der Honorarvertei—
lungsmaßstab der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns,

beschlossen durch deren Vertreterversammlung am 26° Mai

1962‚ in % 2 eine Vergütung nach Einzelleistungen vorge—
sehen habeo Der Honorarverteilungsmaßstab habe nur die

Verteilung der Gesamtvergütung an die Mitglieder der
Kassenärztlichen Vereinigung geregelt, aber weder mittel—

bar noch unmittelbar die Höhe der von der Kasse an die

Kassenärztliche Vereinigung zu zahlenden Gesamtvergütung

beeinflußto Die von den Kassenärztlichen Vereinigungen in

Fällen belegärztlicher Behandlung versicherter Beschädigter

ermittelten Auszahlungsquoten könnten deshalb nicht als

Aufwendungen der Krankenkassen angesehen werden° Die Höhe

des an den einzelnen Arzt gezahlten Honorars wirke sich

nur dann unmittelbar auf die Gesamtvergütung aus, wenn
diese nach dem System der Einzelleistungen berechnet werde‚
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was in 5 568 f Abs° } RVO noFo ausdrücklich zugelassen

worden sei° Eine solche Regelung enthalte der Gesamtver—

trag9 den der Verband gesetzlicher Krankenkassen in Nordm

schwaben für die Klägerin mit der Kassenärztlichen Verei==

nigung am 200 Januar 1966 mit Wirkung vom 10 April 1966

abgeschlossen habeo Nunmehr werde die zur Abgeltung der

kassenärztlichen Versorgung zu entrichtende Gesamtvcrgü—

tung nach Einzelleistungen berechneto Seit dem 10 April

1966 führe somit die belegärztliche Behandlung eines verf-==

sicherten Beschädigten zu einem erhöhten Aufwand der

Krankenkasse‚ der nach 5 19 Absc 1 Satz 1 BVG erstattungs»
fähig sei° Deshalb gebe es auch seit diesem Zeitpunkt kei=

nen Streit mehr zwischen den Krankenkassen? die bei der

Berechnung der Gesamtvergütung das System der Einzcllei—

stungsvergütung anwendetengund den Versorgungsbehördenc

Daß vor dem 1° April 1966 ein Ersatz nicht in Betracht

komme? bestätigten auch die Ausführungen Lauterbach“s im

Kommentar zur Unfallversicherung (DV) 2° Auflo Anm„ 5 zu
5 1509 a EVO° Danach habe die Krankenkasse? wenn sich nach—

träglich herausstelle, daß die Krankheit nicht Folge eines

Unfalles gewesen sei, dem Träger der UV‚ der Leistungen

gewährt habe‚ das zu ersetzen‚ was sie selbst nach dem
Recht der Krankenversicherung hätte leisten müsseno Nach

Lauterbach gehörten zu den Aufwendungen? welche die Kranken—

kasse dem Träger der UV zu ersetzen habe? nicht die Arzt—

kosten? die durch die von der Krankenkasse an die Kassen—

ärztliche Vereinigung zu zahlende Gesamtvergütung abgegol—

ten worden wäre? falls die Krankenkasse die Behandlung
selbst durchgeführt hätte° Auch die Krankenkassen seien

hierbei bis zum 10 April 1966 davon ausgegangen?daß sie

für die kassenärztliche Behandlung eines einzelnen Ver—

sicherten keine besonderen Aufwendungen zu erbringen
hätteno Das gleiche müsse aber auch für das Verhältnis

zwischen den Krankenkassen und dem Versorgungsträger

gelten„ Dieser Auffassung stehe auch Nr° 1 der Verwal—
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waltungsvorschriften (Veer) zu 5 19 BVG i°d„Fo vom
140 August 1961 nicht entgegen„ Danach gehörten zu den

Aufwendungen für Krankenhauspflege die Arztkosten‚ so—

weit sie nicht im Pflegesatz enthalten seien° Die Klägerin

irre‚ wenn sie meine, mit den Arztkosten, die nicht im

Pflegesatz enthalten seieH‚ könnten nur die Kosten beleg—

ärztlicher Behandlung gemeint sein° Kosten? die nicht im

Pflegesatz enthalten seien? aber echte Aufwendungen im

Sinne des 5 19 BVG darstellten‚ seien z°B° die Kosten für

die ärztliche Behandlung eines in eine höhere Pflegeklasse

als die dritte stationär aufgenommenen Ersatzkassenmit—

gliedes (vgl° Urteil des Bundessozialgerichts — BSG — Vom

16° Juli 1968 - Az°: 9 RV 950/65)° Ganz abgesehen dav'om
daß die Veer keine authentische Gesetzesinterpretation

darstellten7 gebe ihr wortlaut also keinen Anlaß zu einer

anderen Beurteilung° @ 19 Abs° 1 BVG verpflichte die Ver—

sorgungsverwaltung nicht? für in Zukunft möglicherweise

eintretende Mehrbelastungen der Krankenkasse aufzukommen°

Zudem sei es ungewiß‚ ob eine bestimmte Anzahl belegärzt—

licher Behandlung5fälle bei der Festsetzung der Gesamt-

vergütung für das.nächste Jahr überhaupt zu einer Mehrbe—

lastuug führe° Die Krankenkassen hätten zwar auch für die

ambulante Behandlung versicherter Beschädigter keine Auf—
Wendungen im Sinne eines konkret bestimmbaren Vermögens—

opfers zu erbringen, weil die Gesamtvergütung für die ge—

samte kassenärztliche Versorgung? die ambulante und die

stationäre‚ entrichtet werde° Wenn der Gesetzgeber dennoch
eine durch 5 19 Abs° 5 BVG aoF° bzw° durch die Verordnung

vom 50 August 1965 zu 5 19 Abs° 1 BVG näher geregelte pau—
schale Abgeltung der im einzelnen nicht nachweisbaren Kosten

der ambulanten ärztlichen Behandlung für erforderlich ge—
halten habe? so habe er sich dabei wohl von dem Bestreben
leiten lassen? eine mögliche zukünftige finanzielle Be—
lastung der Krankenkassen durch ärztliche Behandlung ver—
sicherter Beschädigter auszuschließen° Wenn die beleg»
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ärztliche Behandlung in diese pauschale Regelung nicht

einbezogen worden sei? so verstoße dies nicht gegen

Artikel 120 des Grundgesetzes°

Mit der zugelassenen Revision trägt die Klägerin uoa°

vor‚ die Neuregelung durch das Zweite Neuordnungsgesetz

(2° NOG) zum BVG gehe von dem Grundsatz der vollen

Kostenerstattung aus? der sich aus dem Zweck der gesetz—

lichen Krankenversicherung und dem Versicherungsrisiko

ergebe° Nach dem 20 NOG würden uoao die Aufwendungen

für Krankenhauspflege voll ersetzt° Der BMA habe unter

dem Begriff "Gesamtvergütung" wohl ausschließlich das

"Kopfpauschale" verstanden wissen wollen; denn nach

5 568 f Abs° l EVO ioVomo den Absätzen 2 und } könne

sich die Gesamtvergütung nach einem Kopfpauschalsystem„

einem Fallpauschalsystema nach Einzelleistungen oder

nach einem Mischsystem errechnen° Nachdem die Versor—

gungsverwaltung — zumindest in Bayern - seit Zahlung

der Gesamtvergütung nach Einzelleistungen ab 10 April

1966 die Kosten belegärztlicher Tätigkeit bei versicher—

“ten Beschädigten erstatte‚ sei diese Schlußfolgerung

zwingend° Nach Heinemann—Liebelda Kassengrztrecht

4° Aufl° Bd° I S° I 27 d gliedere sich der Vergütungs—

vorgang bei einem Kopfpauschalsystem in vier Phasen:

a) Abrechnung des Kassenarztes bei der Kassenärztlichen

Vereinigung°

b) Prüfung der Abrechnung„

c) Errechnung der Gesamtvergütung (= Kopfpauschale)
durch die Krankenkasse und Zahlung an die Kassen—

ärztliche Vereinigungo

d) Verteilung der Gesamtvergütung (= Kopfpauschale)

durch die Kassenärztliche Vereinigung an die Kassen—

ärztec
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Diese Abrechnung habe bis zum 51° März 1966 gegolten‚

.und zwar auch für die stationäre kassenärztliche Be—

handlung nach 5 568 g Abs° 4 ic‚Vom° @ 568 f Abs° 5 RVO°

Wenn das LSG den Begriff "Aufwendungen" nunmehr so ausleé

ge‚ daß bei Abgeltung der Kosten belegärztlicher Behand—

lung durch die Krankenkassen mittels einer Gesamtvergü—

tung in Form eines Kopfpauschales die Krankenkasse kein

Opfer in Geld oder Geldeswert erbracht habe9 so könne

dem nicht gefolgt werdeno Sinn und Zweck der Erstattungs—

regelung des 5 19 BVG sei es? die Krankenkassen von Auf—

wendungen freizustellen9 die Folgelasten des letzten

Krieges seien° DeShalb könne sich der Revisionsbeklagte

nicht darauf beschränken‚ bei stationärer Behandlung ver—
sicherter Beschädigter in Belegkrankenhäusern den Kranken—

kassen nur die Kosten für Unterkunft und Verpflegung zu

erstatten, es im übrigen aber der Krankenkasse zu über—

lassen, die Arztkosten zu tragen° Es gehe nicht an? den

im Gesetz eindeutig zum Ausdruck gebrachten Willen des

Gesetzgebers mit den bestehenden Verhältnissen nicht in

Einklang zu bringen° @ 19 Abs° 1 BVG stelle beim Kosten—

ersatz der Aufwendungen für Krankenhauspflege nicht auf

die Art der Berechnung der Kosten für ärztliche Behand—

lung‚ also nicht darauf ab? ob sie in einem Pauschalsatz
enthalten seien oder gesondert in Rechnung gestellt wür-

den? sondern, ob sie aufgewendet worden seien‚also auf
die Höhe der Kosten; das ergebe sich sinngemäß aus dem

Urteil des BSG vom 16° Juli 1968 — Az°: 9 RV 950/65°

Der Revisionsbeklagte könne nicht eine Verschiebung zu
Lasten der Krankenversicherung vornehmen und die Ersatz—

leistung zum Nachteil der Krankenkasse teilweise ver—
weigern° Bei dem geschilderten Vergütungsvorgang seien

die von der Kassenärztlichen Vereinigung festgestellten

}_Kosten der belegärztlichen Tätigkeit (s° Buchst° b) in
Höhe der Verteilung der Gesamtvergütung (s° Buchst° d))
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in jedem Einzelfall nachzuweisen; in Höhe dieses Nach-

weises seien der Krankenkasse Aufwendungen für die be—

legärztliche Behandlung versicherter Beschädigter ent«

standen und ihr somit vom Beklagten nach 5 19 Also 1

BVG zu erstatteno ‘

Die Klägerin beantragt,

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben und

den Beklagten zu verurteilen? der Klägerin die

Kosten für die belegärztliche stationäre Be=

handlung in Höhe von l457„66 DM nach 5 19 Abs„ 3

BVG zu erstatteno

Der Beklagte beantragt9

die Revision als unbegründet zurückzuweisén°

Dem LSG—Urteil sei voll zuzustimmen° Durch die Gesamt-

vergütung werde auch die Behandlung eines Versorgungs—

berechtigten in einem Belegkrankenhaus durch einen Be—

legarzt abgegolteno Die behandelnden Ärzte? auch die

Belegärzte in Belegkrankenhäusern hätten vor dem

10 April 1966 aus der Gesamtvergütung nach einem be—
stimmten Verteilerschlüssel (Honorarverteilungsmaß—

stab) ihre Honorare erhalteno Diese Auszahlungen könn—

ten somit nicht als "konkrete Aufwendungen” der Kran”

kenkassen im Sinne des 5 19 Abs„ 1 Satz 1 BVG bezeichr

net werden° Die Klägerin habe auch nicht ohne Rechts—

grund Leistungen an den Belegarzt erbracht9 sie sei

hierzu vielmehr auf Grund des Rechts der gesetzlichen

Krankenversicherung der RVG verpflichtet geweseno Von

dieser Rechtspflicht zur Leistung gehe die Aufwands—

ersatzregelung des 5 19 BVG auso Diese Regelung setze

die Verpflichtung voraus‚ daß Heilbehandlung sowohl

nach dem BVG als auch nach der RVO gewährt werden

müsse‚ und beschränke gerade mit Rücksicht auf den

letzteren Verpflichtungsgrund den Ersatzanspruch der
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Krankenkasse im Falle der Krankenhauspflege eines versor—

gungsberechtigten Kassenmitgliedes auf die Erstattung der

nachgewiesenen tatsächlichen.Aufwendungen° Solche nachweis—

baren und allein erstattungsfähigen "Aufwendungen" aus An—

laß einer Krankenhausbehandlung entstünden der Krankenkasse

im allgemeinen aus der Zahlung des Pflegesatzes (der "große"

und der ”kleine Pflegesatz" würden von der Krankenkasse un—

mittelbar an die betreffenden Krankenanstalten bezahlt und

von der Versorgungsverwaltung den Krankenkasscn_entspre—

chend erstattet) sowie in den besonderen Fällen„ in denen

von der Krankenkasse Arztkosten zu vergüten seien? die we—
der durch den Pflegesatz noch durch die Gesamtvergütung

abgegolten würden° Würden die Belegarztkosten - wie im vor—

liegenden Falle — von der Krankenkasse durch die Hingabe

einer Gesamtvergütung nach 5 568 f EVO abgefunden‚ so komme

mangels nachweisbarer Aufwendungen der Krankenkasse aus An—

laß eines konkreten Krankenhausbehandlungsfalles ein Ersatz

an die beauftragte Krankenkasse (@ 14 Absc 2 BVG) nach 5 19

BVG nicht in Betracht° In Fällen‚ in denen die Wortauslegung

wie hier zu einem eindeutigen Ergebnis führe‚ bestehe kein
Bedürfnis für eine Auslegung nach dem Sinn und Zweck der

Vorschrift° Der Hinweis der Klägerin auf das "sinngemäße"
Urteil des BSG vom 16° Juli 1968 — 9 RV 950/65 — gehe fehl9

da es dort um einen Ersatzanspruch einer Krankenkasse über

Belegarztkosten7 die die Kasse auf Grund ihrer Vertrags—

bestimmungen bei stationärer Behandlung ihrem Mitglied zu
erstatten gehabt habe? gegangen sei° Außerdem habe das BSG

in diesem Falle ausdrücklich festgestellt‚ daß 5 19 Abs° 5
BVG darauf abstelle9 ob die Kosten "aufgewendet" worden seien°
Im übrigen habe auch schon das Reichsversicherungsamt (EVA)

zum Begriff der Aufwendungen im Rahmen der Erstattungsrege—

lung am 40 März 1941 bestimmt (AN 1941 S0 128)? daß zu den

Aufwendungen‚ die die Krankenkasse nach 5 1509 a RVO dem
-UV—Träger zu ersetzen habe, diejenigen Arztkosten nicht

1
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gehörten‚ die durch die von der Krankenkasse
an die

Kassenärztliche Vereinigung Deutschlands gezahlte Ge-

samtvergütung (Kopfpauschale) abgegolten worden wären?

falls die Krankenkasse die Behandlung selbst durchgeführt

hätte° In diesem Sinne müsse auch hier der Begriff der

"Aufwendungen" aufgefaßt werden, zumal die Krankenkassen

im Falle der gegen sie gerichteten Ersatzansprüchc der

Sozialhilfeträger bei einer an die Kassenärztliche Ver»

einigung geleisteten Gesamtvergütung diese Begriffscr«

klärung als Argument für ihre Auffassung anführten (vgl°

Die Ortskrankenkasse 1969 S° 6647 665 unter II ”D" und

"zu b")° {

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung nach 5 124 Abs° 2 des Sozialgerichts-

gesetzes (SGG) einverstanden erklärt°

Die durch Zulassung statthafte Revision ist form— und

fristgerecht eingelegt und begründet worden und deshalb

zulässig (vgl° @@162 Abs„ 1 Nr„ 1„ 1649 166 see}; sachm
lich konnte sie keinen Erfolg habena

Die Klägerin stützt ihren Anspruch auf die Vorschrift des

5 19 BVG in der hier anzuwendenden Fassung des 20 NOG vom
210 Februar 1964 (BGBl I 85)? die in Abs° 1 Satz 1 be—
stimmt‚ daß den Krankenkassen? die nicht nur nach den

Vorschriften dieses Gesetzes (des BVG) verpflichtet sind?

Heilbehandlung zu gewähren, "die Aufwendungen für Kranken—

hauspflege und kleinere Heilmittel ersetzt” werden° Damit

sind die Krankenkassen9 wie die Revisionsklägerin unter

Hinweis auf das Schrifttum mit Recht erwähnta gegenüber

der früheren Regelung des S 19 BVG insofern besser ge—

stellt‚ als damals (vgl° ZOB„ @ 19 Abso 5 BVG iodoFo des

1° NOG vom 270 Juni 1960 (BGBl I 455) bei Krankenhaus—
behandlung nur drei Viertel der aufgewendeten Krankenhaus—

_
15__
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kosten ersetzt worden sind° Sonach gilt nunmehr auch

für die Krankenhauspflege‚ deren Aufwendungen nach 5 19

BVG zu erstatten sind‚ (ähnlich wie schon seither für
S 20 BVG) der Grundsatz des vollen und unbefristeten

Kostenersatzes (vgla Wilke, Komm° zum BVG 2° Aufl° Anm°

11 zu 5 19 BVG 8° 166; Rohr/Beuster/Strässer9 Handkomm°

zum Bundesversorgungsrecht mit Verfahrensrecht Bdu 1
So 205; Püllmann—Sawusch‚ Das Bundesversorgungsgesetz

und seine Anwendung Bd° III Teil B S° 596 und Schieckel/

Gurgel‚ Komm° zum BVG IV° Auflo (Band I) Stand 10 De-
zember 1969 Anm° 6 zu € 19 BVG S0 225 (01)), Im Schrift—

licheh Bericht des 220 Ausschusses des DeutsChen Bundes—
tages, 4° Wahlperiode, BT—Drucks° IV/1851 So 4 zu Nr„ 15

ist zu dieser Neuregelung ausgeführt9 daß sich der Grund-
satz der vollen Kostenerstattung (der für die Krankenhaus—

pflege sowie für das Hausgeld neu eingeführt werden ist)‚

aus dem Zweck der gesetzlichen Krankenversicherung und dem

Versicherungsrisiko ergebe; daher würden den Krankenkassen
(nunmehr) alle nachweisbaren Ausgaben einzeln erstatteto
Für die Erstattung der übrigen, nicht nachweisbaren Aus-

gaben habe eine Pauschalregelung vorgesehen werden müssen°

Der "Grundsatz des vollen Kostenersatzes" nach 5 19 BVG

gilt sonach nur für einen Teil der Aufwendungen der Kranken—

kasse und auch für diesen Teil nur eingeschränkt, wie ein

Vergleich mit der Vorschrift des 5 20 BVG zeigt° Denn auch‘

die Neufassung des 5 19 BVG sieht —anders als 5 20 BVG —
den Ersatz eines "entsprechenden Anteils an den Verwaltungs—

kosten" (5 20 BVG aoFc) nicht voro Nach 5 19 BVG werden auch
nicht allgemein "die entstandenen Kosten" (wie in 5 20 BVG

a„F°) ersetzt‚ sondern — hinsichtlich der Krankenhausbehand—

lung — nur "die Aufwendungen für Krankenhauspflege" (Satz l)9

die durch die "Behandlung anerkannter Schädigungsfolgen ent—
standen sind" (Satz 2)° Erstattungsfähig sind sonach nur die

durch die Behandlung einer Schädigungsiolge verursachten
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tatsächlichen Ausgaben der Krankenkasse„ Das LSG spricht

insoweit von einem "Vermögensopfer" der Krankenkassen

Der Kostenersatz nach 5 19 BVG setzt also den zwei«

fachen Nachweis voraus? daß 10) Krankenhauspflege—

kosten für die Behandlung beschädigter Versicherter

(ngu nach der Veer Nro 1 zu 5 19 BVG unter Umständen

auch Arztkosten kommen können) entstanden sind und daß
2°) diese Kosten im Einzelfall von der Krankenkasse

auch tatsächlich für die Behandlung des Beschädigten

_a———__.——

zweiten Voraussetzung fehlt es im vorliegenden Falle

Das LSG hat festgestellt‚ daß die Aufwendung der Krane

kenkasse bei der Krankenhauspflege allgemein darin be—

stehe‚ daß sie den sogenannten großen Pflegesatz3 der

auch die Kosten der ärztlichen Betreuung mitumfasseo

an den Krankenhausträger entrichteo Anders sei es bei

der belegärztlichen Behandlung versicherter Beschädig—

ter° Hier werde nach der Regelung im kassenärztlichen

Mantelvertrag für Bayern vom 250 März 1952 durch das

sogenannte Kopfpauschale auch die kassenärztliche Be—

handlung in Krankenhäusern und Kliniken abgegolteno Aus

dem Kopfpauschale werde die Gesamtvergütung errechnet„

welche die Krankenkasse für die gesamte kassenärztliche

Versorgung mit befreiender Wirkung an die Kassenärzt«

liche Vereinigung entrichte° Seit der Neufassung des

5 568 RVO durch das Gesetz vom 170 August 1955 werde

das Kopfpauschale an die während der Laufzeit des Ver—

trages eintretende Vermehrung oder Verminderung der

kassenärztlichen Leistungen und an die wirtschaft—

lichen Verhältnisse der Krankenkasse sowie an die Grund—

lohnsumme angepaßtc Die Bedeutung des Kopfpauschale be—

stehe darin) daß es die Krankenkassen von dem unmittel—

baren Krankheitsrisiko‚ und zwar sowohl hinsichtlich
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der Zahl der Behandlungsfälle als auch hinsichtlich der Zahl

der Leistungen je Fall9 enthebei Eine Zunahme der Fälle und

der Leistungen je_Fall wirke sich nicht sofort und unmittel—

bar aus9 sondern führe erst in der Zukunft zu einer Anpassung

de Kopfpauschale° Daraus ergebe sich? daß? solange die Ge—

scmtvergütung nach dem sogenannten Kopfpeuschale berechnet

U
)

werde‚ die Krankenkasse für die belegärztliche Behandlung

eines versicherten Beschä igten kein zahlenmäßig bestimm—

beres Vermögensopfer erbringen müsse‚ d„h„‚ daß sie — hier

jedenfalls bis zum 31° März 1966 — für die Behandlung des

einzelnen versicherten Beschädigten nichts aufzuwenden ge—
habt habe° Diese Feststellungen sind‚ soweit sie tatsäch-

licher Natur sind, von der Revision nicht mit Verfahrens-

rügen angegriffen und daher für das BSG bindend (% 165 SGG);

soweit sie rechtlicher Natur sind? sind sie nicht zu bean—
standeno

Nach Abs„ 1 des 5 568 f RVO i„doF° des Gesetzes über Kassen—

erztrecht vom 17° August 1955 (BGBl I 515) entrichtet die
Krankenkasse für die gesamte kassenärztliche Versorgung

(% 368 RVG} mit befreiender Wirkung eine Gesamtvergütung

an die Kassenärztliche Vereinigung„ iese verteilt die Ger

samtvcrgütung unter die Kassenärzte nach einem im Benehmen

mit den Verbänden und Krankenkassen festgesetzten Verteilungs—

maßstnb° Bei der Verteilung sind Art und Umfang der Leistun—

gen des Kassenerztes zugrunde zu legen oooo° Abs° 2 schreibt

vor‚ daß sich die Höhe der Gesamtvergütung erstens nach der

jeweiligen Zahl der Versicherten und zweitens nach dem durch—

schnittlichen Jahresbedarf eines Versicherten an kassenärzt-
lichen Leistungen (Kopfpauschele) bestimmte Dabei sind für die

Ermittlung des Jahresbedarfs die in einem von den Vertrags-

parteien zu vereinbarenden Zeitraum (Ausgengszeitraum) aus—
geführten ärztlichen Leistungen zugrunde zu legen; die Wirt-'

schaftliche Lage der Krankenkasse und die seit der letzten
?
1
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Festsetzung des Kopfpauschale. eingetretene Veränderung

der Grundlohnsumme sind hierbei angemessen zu berück—

sichti°*en° Das Kopfpauschale wird für jede Krankenkasse

berechnet und im Gesamtvertrag festgesetzto Der Gesamt—

vertrag muß Bestimmungen enthalten über die.5npassung

des K0pfpauschale an eine während der Laufzeit des

Vertrages eintretende Vermehrung oder Verminderung der

kassenärztlichen Leistungen und an die wirtschaft«

lichen Verhältnisse der Krankenkasse sowie über die

Anpassung an die Grundlohnsumme 000 Abs„ 5 bestimmt?

daß abweichend von den Vorschriften des Abs° 2 im Ge-

samtvertrag vereinbart werden kann‚ daß die Gesantvcr=
gütung nach einem Fallpauschale oder nach Einzellei»

stungen oder nach einem System berechnet wird9 das

sich aus der Verbindung mehrerer Berechnungsnrtcn er-
ibt° Ferner sieht Abs° 5 dieser Vorschrift vor? daß

die Verträge für die stationäre Behandlung in Kranken—

anstalten (% 568 g Abs„ 4)
0009 sowie für die ärzt—

liche Behandlung solcher Personen, für die die Kranken“
hassen nach der Vorschrift des @ 565 a oder nach ande—

ren gesetzlichen Vorschriftcn die Gewährung ärztlicher

Behandlung übernehmen9 besondere Bestimmungen über die
V rgütung der ärztlichen Leistungen enthalten müssen?

soweit die Vergütung nicht unmittelbar durch und re

Kostenträger erfolgt (vgl„ EVO nach dem Stand vom
1° Oktober 1959 und 10 Februar 1966)0

Die Vorschriften über die Gesamtvergütung sind vor

()«llem für die hier strittigen belegärztlichen Behand—

lungen von Bedeutung? doho für die Fälle, in denen die
Vergütung des Kassenerztes nicht durch das Yrankenhaus

aus dem Pflegesatz abgegolten uird° % 358 g RVG bestimmt

hierzu in Abs° 4, daß die ärztliche Behandlung bei
Krankenhauspflege nur insoweit Gegenstand der Ver—

träge über die kassenärztliche Versorgung ist? als sie
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durch Kassenärzte erfolgt und deren Vergütung nicht durch

das Krankenhaus aus dem Pflegesatz abgegolten wird° Eine

solche Vereinbarung über die Gesamtversütung hat die Klä-

'gerin‚ die sich auf die vereinbarte "Kopfpauschalregelung"

beruft, getroffen° Demgemäß hat auch‘das LSG zur Art der

im Gesamtvertrag vereinbarten Vergütung unangegriffen fest—

gestellt, daß nach dem kassenärztlichen Mantelvertrag für

Bayern die Gesamtvergütung‚ die die Krankenkasse für die

gesamte kassenärztliche Versorgung mit befreiender Wirkung

an die Kassenärztliche Vereinigung entrichte‚ nach dem

Kopfpauschale errechnet werde°

„} ‚
Unter‘Nürdigung der Feststellungen des LSG ist sonach
davon auszugehen? daß die Klägerin in dem hier strittigen

Zeitraum eine Gesemtvergütung unter Zugrundelegung eines_

chfpauschale nach 5 368 f Abs„ 1 und 2 RVG geleistet,

also von der Möglichkeit‚nach Abs° 5 dieser Vorschrift

die Gesamtvergütung nach einem Fallpauschale nach Einzel—

leistungen oder nach einem Mischsystem zu berechnen? kei-

nen Gebrauch gemacht’hat° Erst im Gesamtvertrag vom

20° Januar 1966 ist, wie das LSG festgestellt hat.J mit

Wirkung vom lo April 1966 vereinbart werden? daß die Ge-
samtvergütung nach Einzelleistungen berechnet wird‚ was-

halb es seitdem zu Streitigkeiten der vorliegenden Art
nicht mehr kommt(, Die Höhe der hier zu beurteilenden Art

von Gesamtvergütung bestimmt sich gemäß 5 568 f Abs° 2

RVG — wie oben erwähnt — nach der jeweiligen Zahl der
Versicherten und nach dem durchschnittlichen Jahresbe-

darf eines Versicherten an kassenärztlichen Leistungen
(= Kopfpauschale)° Das Gesetz schreibt ferner vor, daß

für die Ermittlung des Jahresbedarfs die in einem von
den Vertragsparteien zu vereinbarenden Zeitraum (Ausgangs-

zeitraum) ausgeführten ärztlichen Leistungen zugrunde zu
legen sind und das Kopfpauschale an die während der Lauf—

zeit des Vertrages eingetretenen Veränderungen der Rassen—

ärztlichen Leistungen sowie an etwaige Veränderungen der

! i ‘ '

_ 18 _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 18 -

Grundlohnsumme anzupassen isto Die Klägerin hat geltend

gemacht daß die von der Kassenärztlichen Vereinigung fest—

gestellt en Kosten den Belegärzte n einzeln vergütet werden

seien° Das allein genügt jedoeh nichtJ vielmehr müssen

diese Kosten? wie oben dargelegt :orden ist? im Einzelfall

auch nachweisbar für den Beschädigten von_ der_ Irankenhu ssg
aufgewenäet werden sein° Nach den Feststel ungen des ISG

hatte aber die Klägerin für den hier streitigen Zeitraum

nur äie pauschal errechnete Gesamtvergügung nicht aber

auch die hier streitigen Beträge zu zahlen() Die streitigen

belegärz tlichen Kosten lassen sich zwar "naghy;isgnf‚ sie-

sind von der Klägerin aber nicht "aufgewgnéet" werden0
Der Grundsatz des vollen Ersatzes gilt aber nur für die von

der Krankenkasse selbst erbrachten? durch die Behandlung

an rkannter Schädigungsfel gen entstandenen "Aufwendungen

für Krankenhauspflege"° Dies ergibt sich eindeutig aus
@ 19 Abs° 1 Satz l und2 BVG Bei der gegebenen Sachlage
ist die Feststellung des LSG9 die Klägerin habe (bis zum

510 März l966) für die belegärztliche Behandlung eines

einzelnen versicherten Beschädigten außer der Gesamtver-

gütung nichts zusätzlich aufzuwenden gehabt9 nicht 2“ be—

anstanden° Die hier streitigen belegärz lichen Bet and—

lungen haben nach den Feststellun n des LSG in der Zeitge

vom l„ Januar 1964 bis öl° März l?66;3tattgefunden‚ also

zu einer Zeit, in der die Vergütung des Bele garztes aus der

nach dem Kopfpauschalsystem berechneten Gesamtvergütung ’

erfolgt ist() Sonach fehlt es an zusätzlichen Aufwendungen

99g_jläg erin für die hier streitige belegärztlichel ma cen«
hauspflege‚ weshalb diese nach @ 19 BVG auch nieht estattet

erdenl :önneno Zutreffend ist daher bereits im Rundschrei—
ben des BMA vom 200 April l95l (BVBl l95l9 46 ff unter 2)

ausgeführt wOlden, daß nes onders vergütete Arztkosten9

wenn die ärztliche Bet anelung in der Gesamtverghtung ent—

aalten ist‚ nicht besonders ersetzt werden können (vglo
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dazu auch den Kurzbericht in KGV 1965 S° 149)° Insoweit hat

die durch das 20 N00 eingeführte bloße Erhöhung des Kostener—
satzes von 75 auf l00 VOH° der aufgewendeten Krankenhausßosten

keine Änderung gebracht°

\
[

.

Das LSG hat nicht festgestellt, daß die hier streitigen Beträge

in der damaligen Gesamtvergütung enthalten gewesen sind; es hat

auch nicht festgestellt, daß die nicht von der Krankenkasse?

sondern von der Kassenärztlichen Vereinigung gezahlten Vergü—

tungen für die belegärztlichen Behandlungen der versicherten

Beschädigten in einem späteren Abrechnungszeitraum tatsächlich

zu einer ent5prechenden Erhöhung der Gesamtvergütung geführt

haben° Die Revision hat‘beides auch nicht behauptet° geschweig

denn nachgewiesen,.sondern nur vorgetragen, daß sich der Be—

klastc nicht darauf beschränken könne, der Krankenkasse bei

belegärztlicher Behandlung die Arztkosten zu überlassenc Das

«LSG hat im übrigen nur allgemein ausgeführt‚ daß sich eine

”Zunahme der Fälle und der Leistungen je Fall" nicht sofort

urd unmittelbar auswirke„ sondern erst in der Zukunft zu ei—

ner Anpassung des Kopfpauschale führen Es hat aber die Auf-

fasSung vortretcn‚ es sei ”ganz ungewiß", ob eine bestimmte

Ansahl_belegärztlicher Behandlungsfälle im nächsten Jahr zu

einer höheren Gesamtvergütung führe° Sollte die Klägerin den

Nachweis führen können, daß sie die hier streitigen Beträge

durch eine entsprechende Erhöhung der Gesamtvergütung in

einem späteren Zeitraum tatsächlich hat aufwenden müssen,

so mag sie einen dahingehenden Erstattungsantrag an den Be—

klagten richten (vgl° hierzu das Urteil des erkennenden Se-

nats vom 16" Juli l968 - 9 RV 950/65)„ in dem ausgeführt
werden ist9 daß 5 19 Abs° 5 BVG (iodoFo des lo KDG) nicht
auf die Art der Berechnung der Kosten für ärztliche Behand-

lung9 also nicht darauf abstelle‚ ob sie in einem Pauschal—

satz enthalten sind oder gesondert in Rechnung gestellt wer-

dem> sondern ob sie éBÄSEYQEQSEworden sind und daß von der
Krankenkasse aufgewendete Arztkosten, soweit sie nicht im

Pflegesatz enthalten sind‚ zu den Krankenhauskosten gehören)o

?. — 20 -\
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— Sollte sich ein solcher Nachweis trotz einer Erhöhung

der Gesamtvergütung nicht führen lassen? so müßte die

Klägerin die etw igen Nachteile in Kauf nehmen9 die ihr

dadurch unter Umständen erwachsen sind0 daß von der Mög—

lichkeit der Berechnung der Gesamtvergütung nach % 568 f

Abso 5 RVG (Berechnung nach Einzelleistungen) nicht schon

früher Gebrauch gemacht worden ist° Es ist hierzu aller—

dings darauf hinzuweisen, daß die Berechnung der Gesamt—

vergütung mit Hilfe eines Kopfpuuschale9 die nach dem
IGesetz der Regelfall sein sollte‚ für beide Seiten (iranw

kenknsse und Kassenärzte) Vorteile mit sich bringt? wie

im Kommentar von Heinemann/Liebold zum Kassenarztrecht

%° Aufl° l° Ede S„ I 28 h bis c dargelegt ist (Anno 8 zu
5 568 £ RVG)° Denn das Kopfpauschnle ermöglicht es der

Krankenkasse‚ eine rechtzeitige Übersicht über die zu
ervartenden Ausgaben für ärz liche Behandlung zu gewinnen

und enthebt sie außerdem von dem unmittelbaren Krankheits—

risiko, und zwar sowohl hinsichtlich der Zahl dei Be—

handlungsfälle als auch hinsichtlich der Zahl der Lei-

stungen je Fall° Wenn diese Risikoverlegerung auf die

Kassenärzte auch grundsätzlich nur eine zeitueilige ist„

weil eine Zunahme der Fälle und der Leistungen je Fall
über kurz oder lang zu einer entsprechenden Anpassung

des Kepfpauschale führt? so wird doch daraus deutlich?

daß zusätzliche belegärztliche Kosten - jedenfalls zu—
nächst — nicht die Gesamtvergütung erhöhen9 sondern das

Einzelhonorar des Kassenarztes verringern° Die in 5 568 £

Abs„ 2 N „
2 RVG gesetzlich vorgeschriebene Berücksichti—

gung der Grundlohnentwieklung läßt jedoch die Kassenärzte

im Gegensatz zum System der Ermittlung der Gesemtvergütung

nach einem Fallpauschule oder nach Einzelleistungen (@ 568

f Abs„ 5 EVO) ständig an der Wirtschaftsentwicklung teil—

nehmen° Für die Kassenärzte, die bei einem Mchrnnfull an

Leistungen ein serirssreeßszn929r äe .Leistuns"in Kauf
nehmen müssen‚ ergibt sich trotzdem/%?äa gleichbleibendes
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\
.steigt bei einem Minderanfall an Leistungen die Vergütung

je Leistung, während auch hier das 8959932 Honorar je Kassen—

arzt etwa gleichbleibt° Der Kassenarzt kann somit mit etwa

gleichbleibenden Einnahmen rechnen, was von vielen Kassen—

ärzten durchaus als Positivum angesehen wird° Ähnliches muß

aber auch für die Höhe der Gesamtvergütung der Krankenkasse

gelteno Soweit diese durch eine Steigerung der Grundlohn—

summe vergrößert wird, verfügt die Krankenkasse über ein

größeres Beitragsaufkommen, zu dem im übrigen auch der
versicherte Beschädigte beiträgto Angesichts der genann—

ten, der Krankenkasse bei der Errechnung der Gesamtver-
gütung nach einem KopfpauSchale entstehenden Vorteile,

kann ohnehin nicht ohne weiteres festgestellt werden, daß

der Klägerin dadurch, daß 9 19 Abs° 1 BVG den Ersatz der

‘hier strittigen Beträge nicht zuläßt, insgesamt keine
finanzielle Benachteiligung entsteht° Eine etwaige Er-

höhung der Gesamtvergütung durch die Neuzulassung eines

Kassenarztes ist für die Beurteilung des vorliegenden

Streitfalles ohne wesentliche Bedeutung°

Das gewonnene Ergebnis wird durch den von der Kassen—

ärztlichen Vereinigung Bayerns am 26° Mai 1962 beschlosse—

nen Honorarverteilungsmaßstab (vgl° Bayerisches Ärzte—

blatt l962, 562) nicht berührt, denn diese Regelung ist

zwar für die nach Einzelleistungen zu berechnende und

zu verteilende Gesamtvergütung von Bedeutung (vgl° Heine—

mann/Liebold a°a°0o S° I 27 d), sie konnte jedoch, wie

das LSG mit Recht ausgeführt hat, keinen Einfluß auf die
Höhe der von der Krankenkasse an die Kassenärztliche
Vereinigung bis zum 510 März 1966 gezahlte oder zu
zahlende Gesamtvergütung haben, weil sie eben nur die

"Verteilung" der Gesamtvergütung an die Mitglieder der

Kassenärztlichen Vereinigung betrifft, Diese Gesamtver-
gütung nach dem Kopfpauschale wird auch nicht etwa — wie

_ 22 _
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bei dem Einzelleistungsvergütungssystem — durch die Kassen-

ärztliche Vereinigung auf Grund der Abrechnungen der Kassen—

ärzte ermittelt, sondern wie die Revision unter Hinweis

auf Heinemann/Liebold aoaoO° S„ I 27 d zutreffend vor»
trägt‚ durch die Krankenkasse errechneto

Schließlich ist das LSG auch zutreffend zu dem Ergebnis

gelangt.J daß die Veer Nr„ 1 zu @ 19 BVG iodoF„ vom
140 August 1961 (bzwo vom 250 Januar 1965 - Bundesanzeiger

Nr° 19 von 29° Januar 1965 —-)7 die ohnedies das Gesetz-

nicht ändern könnte, zu keiner anderen Beurteilung Anlaß

gibt° Insoweit wird auf das Rundschreiben des BMA vom

2° Juli 1965 (BVB1 1965 So 82 Nr„ 5?) Bezug genommen? in

dem ausgeführt werden ist, daß durch die Neufassung der

Veer Nr° 1 zu @ 19 BVG die Erstattung der Arz kosten

bei belegär2tlicher Behandlung nicht grundsätzlich neu

geregelt werden sei? vielmehr Nr„ 2 des Rundschreibens

vom 20° April 1051 (BVB1 19 l? 46) weiterhin gelte° Er—

gänzend sei noch darauf ingeniCScn‚ daß diese Veer9

wenn sie bestimmt? daß zu den Aufwendungen für Krankenhaus—
pflege Beträge? die die Krankenkassen vertraglich den

Krankenhäusern für stationäre Behandlung zu zahlen—habe‚

die Arztkosten‚ soweit sie nicht im Pflegesatz enthalten

sind‚ und sonstige mit der stationären Behandlung in

Zusammenhang stehenden Kosten gehören9 damit nur Auf-

wendungen im Auge hat‚ die den Krankenkassen für die

Behandlung anerkannter Sehädi■ungsfolgen tatsächlich

entstanden sind; dies ergibt sich nicht nur aus dem
Gesetz (@ 19 Abs. 1 BVG)? sondern auch aus den in der

Veer verwendeten Worten: "die die Krank0nkasseno„ooo

zu zahlen haben"°

Da es am Nachweis dieser unerläßlichen Voraussetzung

im vorliegenden Fall fehlt9 ist der von der Klägerin

— 2 _.\!l
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erhobene Erstattungsan5pruch nicht begründet„ Sonach

war die Revision der Klägerin als unbegründet zurück-
zuweisen9 ohne daß noch auf die Vorschrift des @ 1509a

RVO‚ auf die € 19 BVG nicht Bezug nimmt? einzugehen

war° ' ' ’

D;e Kostenentscheidung
beruht auf 5 195 Abso 4 SGG°
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